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Zwischen  

der Verbandsgemeinde Westliche Börde, vertreten durch den 

Verbandsgemeindebürgermeister, Herrn Fabian Stankewitz,  

(nachstehend „Aufgabenträger“ genannt) und  

der Stadt Gröningen, vertreten durch den  

Bürgermeister, Herrn Ernst Brunner,  

(nachstehend „Eigentümer“ genannt)  

wird auf Basis des Nutzungsvertrages für die Grundschule und den Hort in Gröningen 

und unter Einbeziehung des betroffenen Grundstücks, eingetragen im Grundbuch von 

Gröningen unter Blatt 2789, Flur 11 mit den Flurstücken 236/17, 507, 17/139, 17/142 

und einer noch zu vermessenden Teilfläche aus 17/138 sowie 17/141, folgende  

 

Vereinbarung nach §92 Abs. 3 KVG LSA  

geschlossen:  

  

            § 1   

        Gegenstand der Vereinbarung  

  

Die Notwendigkeit dieser Vereinbarung ergibt sich aus § 92 Abs. 3 Satz 3 des 

Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt, insbesondere durch die 

Änderung des Gesetzes vom 22. Juni 2018 (GVBl. LSA S. 166), die eine Vereinbarung 

zur Regelung der Einzelheiten zur Nutzung, Durchführung von Maßnahmen 

(Investitions-, Instandsetzungs- und Unterhaltungsmaßnahmen) sowie deren 

Finanzierung vorschreibt. Die Nutzung der Flächen, der Gebäude und des Inventars 

ist grundsätzlich schon im Nutzungsvertrag geregelt,  der von dieser Vereinbarung 

unberührt bleibt.  

 

Die Benennung der Investitionsmaßnahme „Grabenstraße 14 Neuentwicklung 

Grundschulstandort und Hort“ erfolgt gleichlautend in Anlehnung an die 

Zuwendungsbescheide und MKFZ-Pläne aus den Programmjahren 2015, 2018, 2019, 

2020 und zu erwarten 2021, jeweils zugestellt durch das Landesverwaltungsamt, 

Referat Städte- und Wohnungsbauförderung, Wohnungswesen, Schulbauförderung 

an die Stadt Gröningen.  

 

Auf dem Gelände und in den Gebäuden in der Grabenstraße 14 in 39397 Gröningen 

sind Investitionssanierungs- und Anbaumaßnahmen mit mehreren Gewerken laut 

beigefügtem Maßnahmen-Kosten-Zahlungsplan geplant. Zu den Maßnahmen zählen 

insbesondere die Sanierung des vorhandenen ehemaligen Fachkabinettgebäudes, der 

Rückbau nicht mehr benötigter Gebäude, der Anbau einer Aula an das zu sanierende 

Fachkabinettgebäude sowie die Ertüchtigung der Außenanlage. 
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              § 2   

        Durchführung der Maßnahme  

  

1. Zuständig für die Umsetzung der Maßnahme ist der Eigentümer.  

2. Der Eigentümer stimmt sich zu den baulichen Details und Rahmenbedingungen 

mit dem Aufgabenträger ab und stellt das Einvernehmen her. 

3. Der Durchführungszeitraum ist für die Jahre 2020 bis 2024 vorgesehen.  

  

            § 3   

      Finanztechnische Abwicklung der Maßnahme  

  

Insgesamt sind derzeit Gesamtkosten über den Maßnahmezeitraum von 2020 bis 

2024 in Höhe von 3.968.125 € geplant, wovon eingangs 15 %, also 593.325 € durch 

den Aufgabenträger allein finanziert werden. Dieser Anteil wird im Haushalt der 

Verbandsgemeinde bei entsprechendem Mittelabfluss und zum Ende der Maßnahme 

als immaterielles Vermögen aktiviert und gleich der Nutzungsdauer des Eigentümers 

abgeschrieben.  

 

Die verbleibenden 85 %, also 3.374.800 €, werden durch den Eigentümer finanziert.  

Die Einzahlungen für den Eigentümer durch die Zuwendungen aus der 

Städtebauförderung betragen voraussichtlich 2.249.866,67 € in dieser Maßnahme. Die 

verbleibend durch den Eigentümer zu finanzierenden Eigenanteile betragen 

voraussichtlich 1.124.933,33 € und sind im Haushaltsplan 2020 bis 2024 durch freie 

Finanzmittel bzw. nachrangig durch Kreditaufnahme zu veranschlagen.  

 

Durch den Aufgabenträger sind Eigenanteile im Haushalt 2020 bis 2024 zur 

Auszahlung als Investitionszuschuss in Höhe von 593.325 € zu veranschlagen, deren 

Finanzierung über freie Finanzmittel bzw. nachrangig durch eine Kreditaufnahme 

erfolgt. Die genaue Aufteilung der Kosten und der geplante Mittelabfluss im 

Durchführungszeitraum ist der Anlage (Maßnahmen-Kosten-Zahlungsplan) zu 

entnehmen.  

  

            § 4  

             Dauer der Vereinbarung  

  

Die Vereinbarung gilt bis zum endgültigen Abschluss der Baumaßnahme 

(Bauabnahme, Verwendungsnachweis, Rechnungslegung) und beginnt rückwirkend 

ab der ersten Baurechnung.   

  

             § 5  

               Schlussbestimmungen  

  

1. Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform.  
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2. Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung rechtsunwirksam sein oder 

werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die 

Verbandsgemeinde und die Stadt Gröningen verpflichten sich, die 

rechtsunwirksame Bestimmung durch eine rechtswirksame zu ersetzten, die 

dem Sinn der bisherigen Regelung am Nächsten kommt.  

3. Der Verbandsgemeinderat hat dieser Vereinbarung in seiner Beratung am 

XX.XX.2021 und der Stadtrat Gröningen am XX.XX.2021 zugestimmt.  

  

  

Gröningen, den XX.XX.2021  

  

  

Fabian Stankewitz                            Ernst Brunner  

Verbandsgemeindebürgermeister      Bürgermeister   

                                 der Stadt Gröningen     

  

  

Siegel              Siegel  


